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Pressemit te i lung  
 
 
Zu den Ergebnissen der Kabinettssitzung teilt Regierungssprecher Florian Engels mit: 

 
Kabinett beschließt Verlängerung der Dritten SARS-CoV-
2-Umgangsverordnung bis 30. November – Mehr Tests in 
Pflegeeinrichtungen 
 
Das Brandenburger Kabinett hat heute die Zweite Verordnung zur Änderung 
der Dritten SARS-CoV-2-Umgangsverordnung beschlossen. Damit wird die 
Corona-Verordnung mit wenigen Änderungen bis einschließlich 30. Novem-
ber 2021 verlängert. Wichtigste Änderung: Nicht immunisierte Beschäftigte in 
Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens, zum Beispiel Pflegekräfte 
in Pflegeheimen, müssen sich häufiger als bisher testen. Die Änderungsver-
ordnung soll noch in dieser Woche, am Tag nach der Verkündung, in Kraft 
treten.  

Gesundheitsministerin Ursula Nonnemacher: „Die drastisch steigenden Infektions-
zahlen mahnen, dass die bestehenden Corona-Maßnahmen von allen beherzigt 
und konsequent eingehalten werden müssen. Die Pandemie ist noch nicht vorbei! 
Abstand wahren, auf Hygiene achten und überall da, wo es im Alltag eng wird, 
Maske tragen. Das gilt für alle. Wer typische Symptome einer Corona-Infektion hat, 
ist grundsätzlich verpflichtet, auf physische Kontakte zu anderen Personen zu ver-
zichten. Jetzt müssen wir besonders vulnerable Personengruppen wie Bewohne-
rinnen und Bewohner in Pflegeheimen und Hochaltrige schützen. Sie haben ein 
besonders hohes Risiko für schwere und auch tödliche Krankheitsverläufe. Deswe-
gen weiten wir die Testpflicht im Pflegebereich aus.“ 

Die wesentlichen Änderungen der Dritten SARS-CoV-2-Umgangsverordnung im 
Überblick: 

 Mehr Tests in Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens: 
Nicht immunisierte Beschäftigte in Krankenhäusern, Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen sowie Pflegeheimen, diesen gleichgestellten 
Wohnformen und besonderen Wohnformen müssen sich häufiger einer Te-
stung in Bezug auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus unterziehen. 

In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer Sieben-Tage-Inzidenz un-
ter dem Wert von 100 müssen sich nicht geimpfte und nicht genesene 
Beschäftigte mindestens an drei (bisher: zwei) Tagen pro Woche, in der 
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sie zum Dienst eingeteilt sind, auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Vi-
rus testen. Auf der Grundlage eines von dem zuständigen Gesundheitsamt 
zu genehmigenden individuellen Testkonzepts können Krankenhäuser 
vorsehen, dass ihre Beschäftigten davon abweichend nur mindestens 
zweimal (bisher: einmal) pro Woche einer Corona-Testung zu unterziehen 
sind. 

In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz 
an drei Tagen ununterbrochen über dem Schwellenwert von 100 lie-
gen, gilt hinsichtlich der Testpflicht neu: In Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen sowie Pflegeheimen und diesen gleichgestellten Wohnfor-
men und besonderen Wohnformen müssen sich nicht geimpfte und nicht 
genesene Beschäftigte an jedem Tag, an dem sie zum Dienst eingeteilt 
sind, einer Testung in Bezug auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
unterziehen.  

Unabhängig von der Sieben-Tage-Inzidenz gilt die tägliche Testpflicht 
neu auch für alle nicht immunisierten Beschäftigten in Einrichtungen, mit 
Ausnahme von Krankenhäusern, in denen aktuell ein aktives SARS-CoV-
2-Infektionsgeschehen vorliegt. 

 3G bei Überschreitung des Schwellenwerts von 35: Nach der Dritten 
SARS-CoV-2-Umgangsverordnung gilt in Landkreisen und kreisfreien 
Städten, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz fünf Tage ununterbrochen 
über dem Schwellenwert von 35 liegt, in vielen Lebensbereichen eine Test-
vorlagepflicht. Neu in der Verordnung ist: Die Testpflicht gilt nicht, wenn der 
Schwellenwert von 35 ausschließlich aufgrund eines von der zuständigen 
kommunalen Behörde festgestellten lokalen und klar eingrenzbaren Infek-
tionsgeschehen nicht unterschritten wird. Das bedeutet: Wenn zum Bei-
spiel die Sieben-Tage-Inzidenz eines Landkreises nur über den Wert von 
35 steigt, weil es in einem Pflegeheim oder in einer Gemeinschaftseinrich-
tung einen Corona-Ausbruch gibt, der klar eingrenzbar ist, gilt die Test-
pflicht noch nicht. 

Beurteilungsmaßstab für die in der Dritten SARS-CoV-2-Umgangsverordnung an-
geordneten Schutzmaßnahmen sind insbesondere folgende Indikatoren: 

1. Anzahl der stationär behandelten COVID-19-Patientinnen und -Patienten 
innerhalb der letzten sieben Tage pro 100.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern (Sieben-Tage-Hospitalisierungsinzidenz), 

2. Anzahl der Neuinfektionen innerhalb der letzten sieben Tage pro 100.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern (Sieben-Tage-Inzidenz), 

3. Anzahl der verfügbaren intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten 
und deren Auslastung, 

4. Anzahl der gegen das SARS-CoV-2-Virus Geimpften (Impfquote). 
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Die Sieben-Tage-Hospitalisierungsinzidenz ist der Leitindikator. Das bedeutet: Die 
Auslastung des Gesundheitswesens hat bei der Gesamtbetrachtung der pandemi-
schen Lage besonderes Gewicht. 

Aktuelle Corona-Lage: 

Sieben-Tage-Hospitalisierungsinzidenz: Die landesweite Sieben-Tage-Hospita-
lisierungsinzidenz beträgt 2,25 (Anzahl der Patientinnen und Patienten, die mit einer 
COVID-19-Erkrankung stationär behandelt werden, innerhalb der letzten sieben 
Tage pro 100.000 Einwohner). Damit ist dieser Wert im grünen Bereich (kleiner 7). 

Sieben-Tage-Inzidenz: Die landesweite Sieben-Tage-Inzidenz liegt heute bei 
126,3 und damit im gelben Bereich (Warnwert: 100 bis 200). 

Intensivmedizinische Behandlungskapazitäten: Aktuell werden 194 Personen 
wegen einer COVID-19-Erkrankung im Krankenhaus behandelt, davon befinden 
sich 40 in intensivmedizinischer Behandlung, hiervon müssen 33 beatmet werden. 
Landesweit sind damit 3,9 Prozent der verfügbaren Intensivbetten in Krankenhäu-
sern mit COVID-19-Patienten belegt. Dieser Wert liegt im grünen Bereich (bis 10% 
mit COVID-19-Patienten belegte ITS-Betten). 

Impfquote: In Brandenburg sind mindestens 60,6 Prozent der Bevölkerung voll-
ständig geimpft. 

Weitere Maßnahmen bei steigenden Werten: Die Landeregierung wird sich bei 
signifikanten Veränderungen der Indikatoren über angemessene Maßnahmen zur 
Eindämmung des Infektionsgeschehens intensiv beraten, um insbesondere eine 
Überlastung des Gesundheitssystems zu verhindern. Vorrangig kommen dabei 
Maßnahmen auf Grundlage der sogenannten 3G-Regel (Zutritt nur für Geimpfte, 
Genesene oder Getestete) sowie eine Ausweitung der 2G-Regel (Zutritt nur für Ge-
impfte und Genesene) auf weitere Lebensbereiche in Betracht. 


